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Drucksache V/2365 


SchriftUcher Beridit 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Anpassung von Kostengesetzen an das 
Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 

— Drucksache V/2300 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Besold 


In dem bisherigen § 10 Abs. 1 Satz 2 des Umsatz- 
steuergesetzes vom 1. September 1951 ist ausdrück- 
lich geregelt, daß Rechtsanwälte, Notare und 
Sachverständige die auf ihre Vergütung, Kosten 
oder Entschädigungen entfallende Umsatzsteuer 
gesondert anfordern können. Das neue Umsatz- 
steuergesetz (Mehrwertsteuergesetz) vom 29. Mai 
1967 enthält eine solche Vorschrift nicht. Es ist 
daher erforderlich, klarzustellen, daß die Umsatz- 
steuer (Mehrwertsteuer) bei Rechtsanwälten, No- 
taren und Sachverständigen wie bisher zu einer 
gesetzlich bemessenen Gebühr hinzuzurechnen ist. 

Für Rechtsanwälte, Notare und Sachverständige, 
die nach § 19 Abs. 1 bis 3 des neuen Umsatzsteuer- 
gesetzes vom 29. Mai 1967 nach dem alten System 
zur Umsatzsteuer veranlagt werden, sieht der Gesetz- 
entwurf einen Ausgleichsbetrag vor, der neben den 
Gebühren, Kosten oder Entschädigungen erhoben 
werden kann. Dies ist erforderlich, da § 19 Abs. 1 


Satz 2 in Verbindung mit § 14 Abs. 1 des neuen Um- 
satzsteuergesetzes ausschließt, daß in diesen Fällen 
die Umsatzsteuer gesondert in der Rechnung aus- 
gewiesen wird. Der Ausgleichsbetrag muß als 
solcher bezeichnet werden, um jede Verwechslung 
mit dem Steuerzuschlag, der vorsteuerabzugsfähig 
ist, zu vermeiden. Der Ausgleichsbetrag ist ein Aus- 
lagenersatz. 

Dem Vorschlag des Bundesrates auf Ergänzung der 
91 ZPO, 162 VwGO, 139 FGO und 193 SGG und 
dem vom mitbeteiligten Finanzausschuß gebilligten 
Vorschlag der Bundesregierung zur Ergänzung des 
§' 104 ZPO und des § 197 des Sozialgerichtsgesetzes 
konnte sich der Rechts ausschuß nicht anschließen. 
Der Rechtsausschuß ist der Auffassung, daß dies ein 
allgemeines, sich insbesondere auch beim Schaden- 
ersatz ergebendes Problem ist. Dieses Problem bleibt 
einer Klärung im Rahmen des Umsatzsteuerrechts 
Vorbehalten. 


Bonn, den 7. Dezember 1967 


Dr. Besold 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2300 — un- 
verändert anzunehmen. 


Bonn, den 7. Dezember 1967 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Dr. Besold 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 142. Plenarsitzung am 8. Dezember 1967 
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